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Einleitung 

I. Die aktuelle Diskussion 
über eine Reform des Stiftungsrechts 

Das deutsche Stiftungsrecht soll reformiert  werden. Die Fraktionen des Bundes-
tages sind sich einig, daß das geltende Stiftungsrecht den heutigen Anforderungen 
nicht mehr gewachsen ist1. Dieser ernüchternden Bestandsaufnahme ist zuzustim-
men. Rechtswissenschaft und Gesetzgebung behandeln das Stiftungsrecht seit langer 
Zeit wie ein „Stiefkind"2. Sogar der Begriff  der Stiftung ist nicht geklärt3. Da den Be-
rechtigten einer Stiftung in der Regel keine subjektiven Rechte gegenüber der Stiftung 
zustehen, sind die Gerichte höchst selten mit dem Stiftungsrecht befaßt. Die Regelung 
des Stiftungsrechts im BGB umfaßt lediglich neun Paragraphen4. Das BGB begnügt 
sich mit Aussagen zur Eigenschaft der Stiftung als Rechtssubjekt, zu den formellen 
Voraussetzungen der Entstehung einer Stiftung und zu Rechtsfolgen des Stiftungs-
geschäfts. Es stellt den in §§ 80 bis 88 BGB geregelten privatrechtlichen Stiftungen in 
§ 89 BGB die Stiftungen des öffentlichen Rechts gegenüber, ohne allerdings zu be-
stimmen, wodurch sich beide unterscheiden. Die Abgrenzung zwischen den Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts und denen des Privatrechts ist bis heute umstritten5. 

Die von den Bundesländern verabschiedeten Landesstiftungsgesetze ergänzen 
die Vorschriften des BGB6. Sie weisen eine unterschiedliche Regelungsdichte auf, 

1 Vgl. die Aussprache zur Reform des Stiftungsrechts im Deutschen Bundestag in der 
219. Sitzung v. 12.2.1998, BT-Drucks. 13/19921. Zum Stand der aktuellen Reformdebatte vgl. 
vor allem Bertelsmann  Stiftung!Maecenata  Institut  für  Dritter-Sektor-Forschung  (Hg.): Exper-
tenkommission zur Reform des Stiftungs- und Gemeinnützigkeitsrechts - Materialien. Die ca. 
300 Seiten umfassende Publikation enthält Protokolle der Colloquien und Foren der Experten-
kommission, Arbeitspapiere, Gesetzesentwürfe, die Protokolle der Aussprachen im Deutschen 
Bundestag, eine Sammlung von Artikeln, Stellungnahmen zur Arbeit der Kommission sowie 
die Positionspapiere der interessierten Verbände. 

2 So Staudinger-Cö/rtg, 12.Bearb., Vorbem.2 zu §§80-88 BGB. 
3 Vgl. Staudinger-Ztawer/, 13.Bearb., Vorbem.3ff.  zu §§80ff.  BGB. 
4 Zum Hintergrund der Arbeiten am Stiftungsrecht des BGB vgl. Staudinger-Cömg, 12. Be-

arb., Vorbem. 3 zu §§ 80-88 BGB. 
5 Vgl. aus der Literatur Ebersbach,  Die Stiftungen des öffentlichen  Rechts, S. 37ff.;  Mest-

mäckerlReuter,  Stiftungswesen in Deutschland, S. 106, 135 f.; Westebbe,  Die Stiftungstreu-
hand, S.43f. Vgl. aus der Rechtsprechung die Entscheidung des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofes vom 5. Februar 1974, Bayer. VerfGHE 27,1 ff.  = Rechtsprechung Stiftungsrecht I I , 
S. 105 ff. 

6 Dem Bund steht nach Art. 74 Ziff.  1, Art. 72 I I GG für den Bereich des Stiftungsprivat-
rechts die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zu. Ausführlich dazu unten D . IX . 
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regeln teilweise sowohl die öffentlich-rechtlichen  als auch die privatrechtlichen 
Stiftungsformen  und legen eine unterschiedliche Rechtssystematik mit abweichen-
den Definitionen zugrunde. Trotz der Kürze der meisten Landesstiftungsgesetze be-
scheinigt ihnen Flume, daß sie „viel Überflüssiges 44 enthielten7. D a die Erlaubnis zur 
Errichtung einer Stiftung einer staatlichen Genehmigung bedarf und die Vorausset-
zungen nicht abschließend geregelt sind, steht den Genehmigungsbehörden in ihrer 
Genehmigungspraxis ein Ermessensspielraum zu8 , den sie unterschiedlich handha-
ben9 . D ie Intensität der Aufsicht über die Stiftungen differiert  von Bundesland zu 
Bundesland10 . Das Rechtsinstitut der nicht rechtsfähigen Stiftung bleibt im B G B 
ebenso wie in den meisten Landesstiftungsgesetzen unerwähnt 1 1 . 

I I . Die Reformdebatte 

1. Die Reformdebatte in der Folge des 44. Deutschen Juristentages 

Der 44. Deutsche Juristentag leitete im Jahre 1962 die letzte größere Debatte über 
die Reform des Stiftungsrechts ein1 2 . Sie hatte jedoch nur begrenzte Auswirkungen 
auf die Gesetzgebung13 . Das läßt sich nicht zuletzt damit erklären, daß die Bereit-
schaft zur Ausweitung staatlicher Aktivitäten in den späten sechziger und frühen 
siebziger Jahren einen Höhepunkt erreichte und das Betätigungsfeld privater Phil-

7 Flume , AT Juristische Person, S. 134. 
8 Freilich ist diese Frage umstritten. Vgl. Staudinger-/towm, 13.Bearb., Vorbem. 26ff.  zu 

§§80ff.  BGB. 
9 Vgl. dazu die 1990 veröffentlichte  empirische Untersuchung von Härtl,  Ist das Stiftungs-

recht reformbedürftig?,  S. 103 ff. 
1 0 Vgl. Härtl,  Ist das Stiftungsrecht reformbedürftig?,  S. 103 ff.  Bedenken gegen die Aus-

übung der Stiftungsaufsicht  durch staatliche Behörden anstelle von Gerichten im Rahmen der 
freiwil l igen Gerichtsbarkeit haben zur Renaissance des Rechtsinstituts der nicht rechtsfähigen 
Stiftung und zum Ausweichen in körperschaftliche  Ersatzformen der Stiftung beigetragen. 
Vgl. Westebbe,  Die Stiftungstreuhand, S.29; Mestmäcker/Reuter,  Stiftungswesen in Deutsch-
land, S. 106, 130; HennerkesiSchifferIFuchs,  Die unterschiedliche Behandlung der unterneh-
mensverbundenen Familienstiftung in der Praxis der Stiftungsbehörden, BB 1995, 209ff. 

11 Einzelne Normen des nordrhein-westfälischen  Stiftungsgesetzes gelten auch für die nicht 
rechtsfähigen (unselbständigen) Stiftungen (§§ 1,2 I I StG NRW). Die nicht rechtsfähigen Stif-
tungen sind der Stiftungsaufsicht  jedoch nicht unterworfen  (§ 17 StG NRW). 

1 2 Vgl. die Gutachten von Ballerstedt  und Salzwedel  sowie das Referat von Mestmäcker  zu 
dem Thema: „Sol l das Stiftungsrecht bundesgesetzlich vereinheitlicht und reformiert  werden, 
gegebenenfalls mit welchen Grundzügen"?; Gutachten: 44. DJT, Band 1, 5. Teil; Referat: 
44. DJT, Band 2, G ,S .3 f f . 

1 3 In den folgenden Jahren arbeitete eine Studienkommission des DJT einen Bericht aus. 
Vgl. Vorschläge zur Reform des Stiftungsrechts, Bericht der Studienkommission des DJT. Au-
ßerdem entstand der Bericht der Interministeriellen Arbeitsgruppe Stiftungsrecht;  abgedruckt 
in: Rolf Hauer u. a. (Hg.), Deutsches Stiftungswesen 1966-1976, S. 359-428. Eine Zusammen-
fassung des Berichts der interministeriellen Arbeitsgruppe findet sich bei Seifart,  Kein Bun-
desstiftungsgesetz, ZRP 1978, 144 ff. 
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anthropie als vergleichsweise begrenzt betrachtet wurde14. Diese Situation hat sich 
in den letzten Jahren grundlegend geändert und ein erneutes Interesse an den Stif-
tungen und an einer Reform des Stiftungsrechts hervorgerufen 15. Zum einen hängt 
das Interesse am Stiftungswesen mit der fiskalischen Erschöpfung des staatlichen 
Gemeinwesens zusammen, das die Vielzahl der sozial-, bildungs- und kulturpoliti-
schen Ansprüche nicht mehr zu erfüllen vermag. Zum anderen liegt es an den erheb-
lichen Vermögenswerten, die seit dem Zweiten Weltkrieg in privater Hand entstan-
den sind und in gemeinnützige Stiftungen eingebracht werden könnten. 

2. Aktuelle Reformentwürfe 

Die von der Fraktion „Bündnis 90/Die Grünen"16 und der F.D.P.-Fraktion17 vor-
gelegten Reformentwürfe  zielen nicht auf eine umfassende Reform des Stiftungs-
rechts ab und bleiben damit hinter den in der Literatur erhobenen Forderungen zu-
rück18. Beispielsweise verzichten sie auf die Vereinheitlichung des privaten Stif-
tungsrechts auf Bundesebene. Die oben angesprochene Rechtszersplitterung bliebe 
erhalten. Damit stellte das Stiftungsrecht weiterhin ein Rechtsgebiet dar, das nur 
wenigen Juristen bekannt wäre und sich nicht im allgemeinen Rechtsbewußtsein 
durchsetzen könnte. Die der Kautelarjurisprudenz wohl vertrauten körperschaftli-
chen Ersatzformen der Stiftung, vor allem der eingetragene Verein und die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, würden im Spenden- und Stiftungswesen noch 
weiter an Bedeutung zunehmen19. 

1 4 Vgl. Schiller,  Stiftungen im gesellschaftlichen Prozeß (1969), S. 208 ff. 
1 5 Für eine aktuelle Bestandsaufnahme des deutschen Stiftungswesens vgl. Anheier,  Das 

Stiftungswesen in Zahlen: Eine sozial-ökonomische Strukturbeschreibung deutscher Stiftun-
gen, S. 47 ff.  ; Brummerl  Ruprecht  (Hg.), Statistiken zum deutschen Stiftungswesen, passim; 
Toepler, Organisations- und Finanzstruktur der Stiftungen in Deutschland, ZögU 20 (1997) 
314ff.;  Verzeichnis der Deutschen Stiftungen 1997, hrsg. vom Bundesverband Deutscher Stif-
tungen e.V., sowie den Maecenata Stiftungsführer,  hrsg. vom Maecenata Verlag 1998. 

1 6 Entwurf  eines Gesetzes zur Förderung des Stiftungswesens, Deutscher Bundestag, 
13. Wahlperiode, Drucksache 13/9320 ( im folgenden im Text als „Gesetzesentwurf 97", in den 
Fußnoten als „Sti f tRGE 97" abgekürzt). 

1 7 Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Stiftungsrechts, Deutscher Bundestag, 14. Wahl-
periode, Drucksache 14/336 ( im folgenden im Text als „Gesetzesentwurf 99", in den Fußnoten 
als „Sti f tRGE 99" abgekürzt). 

1 8 Vgl. BallerstedtlSalzwedel,  Gutachten, 44. DJT 15, S. 51 f.; Mestmäcker,  Referat,  44. DJT 
II , S. 8ff.;  Staudinger-fiöwm, Vorbem. 37ff.  zu §§80ff.  BGB. 

1 9 Zu diesen Ersatzformen vgl. Riehmer,  Körperschaften  als Stiftungsorganisationen, pas-
sim; Römer,  Die Eignung der GmbH als Rechtsform für Stiftungszwecke, passim. 


